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Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen für ein 
fokussiertes, proaktives und digitales Wettbewerbsrecht 4.0 und anderer 
Bestimmungen (GWB-Digitalisierungsgesetz) 

vom 18. Januar 2021 
 
Artikel 8 
Weitere Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 7 dieses 
Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. Nach § 45 Absatz 2 werden die folgenden Absätze 2a und 2b eingefügt: 
„(2a) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 besteht der Anspruch auf Krankengeld nach Absatz 1 
für das Kalenderjahr 2021 für jedes Kind längstens für 20 Arbeitstage, für alleinerziehende 
Versicherte längstens für 40 Arbeitstage. Der Anspruch nach Satz 1 besteht für Versicherte 
für nicht mehr als 45 Arbeitstage, für alleinerziehende Versicherte für nicht mehr als 90 
Arbeitstage. Der Anspruch nach Absatz 1 besteht für das Kalenderjahr 2021 auch dann, 
wenn Einrichtungen zur Betreuung von Kindern, Schulen oder Einrichtungen für Menschen 
mit Behinderung von der zuständigen Behörde zur Verhinderung der Verbreitung von 
Infektionen oder übertragbaren Krankheiten auf Grund des Infektionsschutzgesetzes 
vorübergehend geschlossen werden, oder deren Betreten, auch auf Grund einer 
Absonderung, untersagt wird, oder wenn von der zuständigen Behörde aus Gründen des 
Infektionsschutzes Schul- oder Betriebsferien angeordnet oder verlängert werden oder die 
Präsenzpflicht in einer Schule aufgehoben wird oder der Zugang zum Kinderbetreuungs-
angebot eingeschränkt wird, oder das Kind auf Grund einer behördlichen Empfehlung 
die Einrichtung nicht besucht. Die Schließung der Schule, der Einrichtung zur Betreuung 
von Kindern oder der Einrichtung für Menschen mit Behinderung, das Betretungsverbot, die 
Verlängerung der Schul- oder Betriebsferien, die Aussetzung der Präsenzpflicht in einer 
Schule, die Einschränkung des Zugangs zum Kinderbetreuungsangebot oder das Vorliegen 
einer behördlichen Empfehlung, vom Besuch der Einrichtung abzusehen, ist der 
Krankenkasse auf geeignete Weise nachzuweisen; die Krankenkasse kann die Vorlage einer 
Bescheinigung der Einrichtung oder der Schule verlangen. 
(2b) Für die Zeit des Bezugs von Krankengeld nach Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2a 
Satz 3 ruht für beide Elternteile der Anspruch nach § 56 Absatz 1a des 
Infektionsschutzgesetzes.“ 


